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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit rund 66.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 
Kurzzusammenfassung 
 
Der Deutsche Anwaltverein (DAV) positioniert sich erneut gegen eine Aufweichung des 

Ausforschungsverbotes im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr. Er äußert sich hier 

zu der vorgeschlagenen Änderung des § 14 AGHZÜ/HBÜ, welche eine „Pre-Trial-

Discovery of Documents“ zukünftig ermöglichen soll. Der DAV begrüßt zwar, dass die 

Voraussetzungen der Erledigung von Rechtshilfeersuchen, die auf eine Vorlage von 

Dokumenten in einem Pre-Trial-Discovery-Verfahren gerichtet sind, im Vergleich zum 

Referentenentwurf nunmehr deutlich enger gefasst werden. Er stellt jedoch die 

Notwendigkeit dieser Gesetzesänderung weiterhin in Frage, da unklar ist, aufgrund 

welcher Erkenntnisse diese erfolgt und ob sie wirklich erfolgversprechend ist.  

 

1. Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften im Bereich des 

internationalen Privat- und Zivilverfahrensrechts sieht in unterschiedlichen 

Bereichen Änderungen der Zivilprozessordnung (ZPO), des 

Rechtspflegergesetzes (RPflG), des Einführungsgesetzes zum 

Gerichtsverfassungsgesetz (EGGVG, des Ausführungsgesetzes zum Haager 

Übereinkommen vom 15.11.1965 über die Zustellung gerichtlicher und 

außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen und des 

Haager Übereinkommens vom 18.03.1970 über die Beweisaufnahme im Ausland 

in Zivil- oder Handelssachen (AGHZÜ/HBÜ), des Internationalen 

Familienrechtsverfahrensgesetzes (IntFamRVG) und des Einführungsgesetzes 

zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) sowie sich hieraus ergebender 

redaktioneller Folgeänderungen in weiteren Gesetzen vor. 

 

2.  Eine wesentliche Rechtsänderung stellt die vorgeschlagene Änderung des § 14 

AGHZÜ/HBÜ dar. Der Deutsche Anwaltverein gibt zu bedenken, dass mit der 

Gesetzesänderung das im deutschen Zivilverfahrensrecht geltende 

Ausforschungsverbot im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr, insbesondere im 
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Verhältnis zu den USA, aufgegeben wird, ohne dass dem greifbare Vorteile 

gegenüberstehen und verweist diesbezüglich auf seine Stellungnahme Nr. 

55/2016 von September 2016 zu dem gleichnamigen Referentenentwurf des 

Bundesministeriums der Justiz und für den Verbraucherschutz.  

 

3. Nach § 14 Abs. 1 AGHZÜ/HBÜ werden gegenwärtig Rechtshilfeersuchen nach 

dem HBÜ, die auf eine Vorlage von Dokumenten in einem Pre-Trial-Discovery-

Verfahren gerichtet sind, in Deutschland nicht erledigt. Die von Deutschland zu 

Art. 23 HBÜ abgegebene Erklärung schöpfte bisher die Vorbehaltsmöglichkeit 

völlig aus.  

 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht, wie zuvor bereits der 

Referentenentwurf, vor, dass die Erledigung von Beweisaufnahmeersuchen nach 

dem HBÜ, die auf eine „Pre-Trial-Discovery of Documents“ 

(Dokumentenherausgabe) gerichtet sind, zukünftig grundsätzlich möglich sein soll. 

Ziel der Neuregelung soll sein, vor allem US-amerikanische Gerichte dazu 

anzuhalten, zukünftig bei grenzüberschreitenden Beweisaufnahmen verstärkt den 

Weg über das HBÜ zu beschreiten und nicht ihr nationales Recht extraterritorial 

und mit Nachteilen für deutsche Prozessbeteiligte anzuwenden. Der 

Regierungsentwurf betont, die Neuregelung knüpfe die Erledigung solcher 

Ersuchen an strenge Regeln. Eine Ausforschung deutscher Parteien werde 

ausdrücklich verhindert. 

 

4. Der Deutsche Anwaltverein hat bereits in seiner Stellungnahme Nr. 55/2016 von 

September 2016 erklärt, sich einer Einschränkung des in § 14 Abs. 1 

AGHZÜ/HBÜ erklärten Widerspruchs gegen die Erledigung von 

Rechtshilfeersuchen in den in Artikel 23 HBÜ genannten Verfahren nicht 

grundsätzlich zu verschließen, jedoch angeregt, etwa im Wege der Evaluierung 

der Praxis US-amerikanischer Gerichte in Fällen mit Verfahrensbeteiligten anderer 

Vertragsstaaten des HBÜ, die einen eingeschränkten Vorbehalt zu Artikel 23 HBÜ 

erklärt haben, festzustellen, ob die als nachteilig empfundenen 

Verfahrensvorschriften des US-amerikanischen Rechts zugunsten von 

Rechtshilfeersuchen nach Artikel 23 HBÜ in geringerem Ausmaß angewandt 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=23&g=BRD_003_1977_1472
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werden und welche Auswirkungen dies für die betroffenen Verfahrensbeteiligten 

hat. 

 

 Daran wird festgehalten. Die zurückhaltende Beurteilung der Initiative zur 

Einschränkung der Erklärung der Bundesrepublik Deutschland zu Artikel 23 HBÜ 

beruht im Wesentlichen auf zwei Gesichtspunkten: 

 

a) Es erscheint schon im Ansatz widersprüchlich, einerseits Rechtshilfe im US-

amerikanischen Pre-trial-discovery-Verfahren vorzusehen, andererseits zu 

betonen, eine Ausforschung deutscher Parteien werde ausdrücklich verhindert. 

Die Ausforschung des Prozessgegners im Pre-Trial-Discovery-Verfahren nach 

US-amerikanischem Zivilverfahrensrecht ist beabsichtigt und nicht etwa eine 

unerwünschte Nebenfolge. Sie wird als unverzichtbares Grundprinzip 

prozessualer Fairness verstanden (Zekoll/Bolt, NJW 2002, 3129, 3133) und 

durch gerichtliche Anordnungen und Sanktionen bei Zuwiderhandlung 

durchgesetzt (vgl. z.B. Rules 26, 34 der Federal Rules of Civil Procedure). 

 

b) Die nach dem HBÜ vorgesehene Beweisaufnahme im Wege der Rechtshilfe 

stellt lediglich eine den Gerichten der Vertragsstaaten gegebene zusätzliche 

Möglichkeit der Beweiserhebung dar, die praktische Bedeutung dort erlangt, 

wo die Mittel des nationalen Zivilverfahrensrechts zur Aufklärung des 

Sachverhalts unzureichend sind. Die Anwendbarkeit des nationalen 

Verfahrensrechts wird durch das HBÜ nicht berührt. Daher bestehen 

erhebliche Zweifel, dass eine Einschränkung der Erklärung des Widerspruchs 

in Bezug auf Rechtshilfeersuchen nach Artikel 23 HBÜ dazu führt, dass US-

amerikanische Gerichte vermehrt von den Möglichkeiten der Beweisgewinnung 

nach nationalem bzw. einzelstaatlichen Verfahrensrecht zugunsten der 

Rechtshilfeverfahren nach dem HBÜ Abstand nehmen. 

 

5. Nach der vorgeschlagenen Neuregelung des § 14 AGHZÜ/HBÜ-E sollen 

Rechtshilfeersuchen in Verfahren nach Artikel 23 HBÜ nunmehr erledigt werden, 

wenn aus ihnen ersichtlich ist, dass 
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1. das Herausgabeverlangen nicht gegen wesentliche Grundsätze des 

deutschen Rechts, insbesondere gegen Grundrechte, verstößt, 

2. die vorzulegenden Dokumente so genau bezeichnet sind, dass eine 

Identifizierung durch die herausgabepflichtige Partei möglich ist, 

3. die vorzulegenden Dokumente für das jeweilige Verfahren und dessen 

Ausgang von unmittelbarer und eindeutig zu erkennender Bedeutung sind 

und 

4. die vorzulegenden Dokumente sich im Besitz einer an dem Verfahren 

beteiligten Partei befinden. 

 

Die Voraussetzungen der Erledigung von Rechtshilfeersuchen, die auf eine 

Vorlage von Dokumenten in einem Pre-Trial-Discovery-Verfahren gerichtet sind, 

sind im Vergleich zum Referentenentwurf nunmehr deutlich enger gefasst. Das ist 

zu begrüßen. So muss insbesondere aus dem Rechtshilfeersuchen selbst 

ersichtlich sein, dass die in § 14 Nr. 1 bis 4 AGHZÜ/HBÜ-E genannten 

Voraussetzungen vorliegen. Die nach § 14 Nr. 1 AGHZÜ/HBÜ-E verlangte 

Vereinbarkeit des Herausgabeverlangens mit wesentlichen Grundsätzen des 

deutschen Rechts erlaubt die Zurückweisung insbesondere solcher Ersuchen, 

denen Gesichtspunkte des Datenschutzes, Schutzes von Betriebsgeheimnissen 

u.ä. entgegenstehen. Aus der in der Regierungsbegründung mehrfach betonten 

Absicht, eine Ausforschung deutscher Parteien zu verhindern, wird klargestellt, 

dass auch das Ausforschungsverbot einen wesentlichen Grundsatz des deutschen 

Rechts darstellt. Insoweit kann für die Abgrenzung von zulässigen und 

unzulässigen Herausgabeverlangen auf die Rechtsprechung zu § 142 ZPO 

zurückgegriffen werden. Die weiteren Voraussetzungen des § 14 Nr. 2 und Nr. 3 

AGHZÜ/HBÜ-E konkretisieren dies und sollen sicherstellen, dass das pauschale 

Ersuchen um Vorlage ganzer Dokumentensammlungen nicht erledigt werden 

muss. Das dürfte mit der Regelung des § 14 Nr. 3 AGHZÜ/HBÜ-E, wonach aus 

dem Rechtshilfeersuchen ersichtlich sein muss, dass die vorzulegenden 

Dokumente für das jeweilige Verfahren und dessen Ausgang von unmittelbarer 

und eindeutig zu erkennender Bedeutung sind, sicher zustellen sein, ohne dass 

das ersuchte Gericht selbst eine aufwendige Prüfung nach dem gegebenenfalls 

anwendbaren fremden Recht vornehmen muss.  
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6. Gegen die darüber hinaus vorgeschlagenen Änderungen der ZPO, des RPflG, des 

EGGVG und des EGBGB bestehen aus anwaltlicher Sicht keine Bedenken. Die 

Regelungen beinhalten zum einen Klarstellungen und Aktualisierungen und 

dienen, soweit sie inhaltliche Änderungen vorsehen, der Rechtsklarheit und 

Praktikabilität. Hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang die Vorschriften 

über die Auslandszustellung (§§ 183, 184 ZPO), die Bestimmungen der 

Mindestfrist für Einlassung, Klageerwiderung und Einspruch bei Zustellungen im 

Ausland (§§ 274 Abs. 3 S. 2, 276 Abs. 1 S. 3, 339 Abs. 2, 3 ZPO-E), die 

Einführung eines speziellen Rechtsbehelfs für den Antragsgegner eines 

europäischen Zahlungsbefehls im Ausland (§ 1092a ZPO-E), die Möglichkeit der 

Konzentration für die Erledigung von Rechtshilfeersuchen bei einem Amtsgericht 

(§ 8 AGHZÜ/HBÜ-E), die Erweiterung der Befugnisse des BfJ zum automatisierten 

Abruf von Meldedaten (§ 7 IntFamRVG-E) und schließlich die differenzierte 

Regelung zum anwendbaren Recht bei der gewillkürten Stellvertretung (Artikel 8 

EGBGB-E). 

 


